Prof. Dr. ingolf Deubel

Minister der Finanzen

2. September 2008

An die Vorsitzenden der Kommission o
Kommission von Bundestag und Bundesrat
von Bundestag und Bundesrat zur Modernisierung
Zur Modernisierung der Bund- der Bund-L&ander-Finanzbeziehungen
L'a'nder-Finanzbeziehungen Kommissionsdrucksache
132
Kommissionsdrucksachen

Sehr geehrte Herren Vorsitzende,

das SPD-Prasidium hat eine Projektgruppe ,Nachhaltige Finanzpolitik* eingesetzt,
welche sich mit dem Thema Neuregelung der Verschuldungsgrenzen
auseinandergesetzt und die beigefugten ,Eckpunkte zur Schuldenbremse”
beschlossen hat.

Ich méchte Sie bitten, die ,Eckpunkte* den Mitgliedern der Arbeitsgruppe 1 wie auch
der Kommission insgesamt als Kommissionsdrucksachen zur Verfigung zu stellen.
Ich wiirde mich freuen, wenn dies noch vor der morgigen Sitzung der
Kommissionsarbeitsgruppe 1 mdglich ware.

Mit freundlichen Gruflen
55116 Mainz
Kaiser-Friedrich-Strale 5

Teleton (0 61 31) 16-43 02

Prof. Dr. Ingolf Deubel Telefax (061 31) 16-43 00


vermenzegr
Textfeld
 
Kommission von Bundestag und Bundesrat 
                   zur Modernisierung 
      der Bund-Länder-Finanzbeziehungen
 
              Kommissionsdrucksache
                              132
 


Prof. Dr. Ingolf Deubel
Minister der Finanzen des Landes Rheinland-Pfalz 1.9.2008

Wirksame Verschuldungsgrenzen fiir Bund und
Lander und Vermeidung von Haushaltskrisen

Eckpunkte zur ,Schuldenbremse" flir die Féderalismuskommission II
auf Basis der Arbeiten der SPD-Projektgruppe ,,Nachhaltige Finanzpolitik"”

1. Vorbemerkung

1.1. Die Reform der Bund-Lander-Finanzbeziehungen wird nur
erfolgreich sein, wenn sie die entscheidenden Weichen stellt - flr
gestaltende und nachhaltige Finanzpolitik und flr einen dauerhaft
handlungsfahigen Staat. Die Aufgabe besteht darin, eine Weiter-
entwicklung der bestehenden Verschuldungsregeln mit Mechanis-
men zu verbinden, die das Entstehen von Haushaltskrisen frihzeitig
erkennbar und in ihren Ursachen beherrschbar werden lassen. Zwi-
schen diesen beiden Vorhaben bestehen enge wechselseitige Zu-
sammenhange.

1.2. Unabhangig von der konkreten Ausgestaltung einzelner Be-
standteile gibt es Grundsatze, an denen alle Reformvorschlage zu
messen sind:

1.2.1. Die Weiterentwicklung der Verschuldungsregeln muss die
strukturelle Kreditaufnahme verringern und sicherstellen, dass
auch kinftig ausreichend Handlungsmoglichkeiten in den 6ffent-
lichen Haushalten bestehen. Begrenzte Verschuldungsspielrau-
me des Staates sind im Interesse einer generationengerechten
Haushaltspolitik aber weiterhin nétig, wenn die Belastung aus
der Finanzierung staatlicher Projekte gleichmaBig Uber einen
langeren Zeitraum verteilt werden soll.

1.2.2. Eine 6konomisch sinnvolle Verschuldungsregel legt die
Unterschiede zwischen struktureller und konjunktureller Kredit-
aufnahme offen. Durch geeignete Mechanismen ist sicherzustel-

* Unter Leitung von Ingolf Deubel eingesetzt durch Beschluss des Présidiums der SPD
vom 5. Mai 2008.



1.2.

len, dass sich konjunkturelle Salden Uber einen langeren Zeit-
raum hinweg ausgleichen. Konjunkturbedingte Defizite sind
grundsatzlich zuzulassen, wenn eine prozyklische Haushaltspoli-
tik vermieden werden soll. Umgekehrt gilt auch und gerade,
dass die Verteilung rein konjunkturbedingter Mehreinnahmen,
etwa durch Steuersenkungen, im Aufschwung unterbleibt.

3. Voraussetzung fur eine wirksame Schuldenregel ist, dass
eine angemessene Ausstattung und Leistungsfahigkeit der 6f-
fentlichen Haushalte sichergestellt und eine strukturelle Unterfi-
nanzierung auf allen staatlichen Ebenen vermieden wird. Die 6f-
fentlichen Haushalte mussen sich deshalb auf eine stabile ge-
samtwirtschaftliche Steuerquote (Verhaltnis der Steuereinnah-
men zum Bruttoinlandsprodukt) verlassen kdnnen, die allenfalls
im Rahmen konjunktureller Bewegungen marginal schwankt.
Steuerreformen missen dem Erhalt einer stabilen gesamtwirt-
schaftlichen Steuerquote Rechnung tragen. Soweit langfristig
eine Absenkung der Steuerquote erwinscht sein sollte, kbnnen
entsprechende MaBnahmen erst dann eingeleitet werden, wenn
der Bund und nach Auffassung mindestens einer Ldndermehr-
heit alle Lander sicher in der Lage sind, die Verschuldungsregel
einzuhalten. Aus heutiger Sicht sind Steuersenkungen mit der
Einhaltung enger gefasster Verschuldungsspielrdaume des Staa-
tes ohne Gegenfinanzierung nicht vereinbar.

1.2.4. Von grundlegender Bedeutung ist die Wahrung des
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Gleichgewichts zwischen solidarischen und starker wettbe-
werblich orientierten Komponenten, das bis heute Kennzeichen
der deutschen Finanzverfassung ist. Abzulehnen sind jegliche
Versuche, den kooperativen Foderalismus mit seinen Aus-
gleichsmechanismen durch einen Wettbewerbsféderalismus zu
ersetzen. Eine héhere Einnahmeautonomie unter den Landern
verscharft bestehende Ungleichheiten. Eine unzureichende An-
reizkompatibilitat schlieBt zudem aus, dieses Instrument fir ei-
nen schnelleren Abbau Gberdurchschnittlicher Schulden einzu-
setzen. Abweichungsrechte auf der Ausgabenseite, die Uber die
Regelungen der Féderalismusreform I hinausgehen, werden
ebenfalls abgelehnt.

5. Modelle, die mittelbar oder unmittelbar Auswirkungen
auf den Finanzausgleich zwischen den Landern haben, stehen
nicht zur Diskussion. Der vereinbarte Prozess der Herstellung



gleichwertiger wirtschaftlicher und sozialer Lebensverhaltnisse
in Ost und West und der 6konomischen Einheit Deutschlands
steht in keiner Weise in Frage.

1.2.6. Es gibt keinen Einigungszwang infolge von Wahlterminen
in Bund und Landern. Auch darf am Ende keine aus der Ver-
handlungssituation resultierende Eigendynamik entstehen, die
zu sachfremden Ldsungen flhrt.

1.2.7. Die Ausgestaltung der Schuldenregel flir Bund und Lan-
der kann unterschiedlichen Ausgangsbedingungen Rechnung
tragen. Die Regelungen mussen jedoch durch geeignete Koordi-
nierungs- und Uberwachungsmechanismen wie etwa einen Sta-
bilitatsrat sicherstellen, dass die gemeinsamen Ziele erreicht
werden kdénnen.

1.2.8. Der Vorschlag begrenzt das Defizit von Bund, Landern
und Gemeinden auf 0,75 vH des jahrlichen Bruttoinlandspro-
dukts. Anders als gelegentlich unterstellt, ist dies keine ,weiche"
Vorgabe, sondern eine vernlnftige, verlassliche und verantwor-
tungsvolle Grenze, die den Interessen von gegenwartigen und
zukunftigen Generationen gleichermaBen ausgewogen Rechnung
tragt. Bei realistischer Betrachtungsweise ist mit einer Defizit-
qguote von 0,75 vH auf lange Sicht in jedem Fall ein einschnei-
dender Abbau der 6ffentlichen Schulden vorgezeichnet: Abhan-
gig vom zu erwartenden Wachstumspfad bedeutet eine Defizit-
quote von 0,75 vH, dass der Schuldenstand der 6ffentlichen
Hand von derzeit rund 63 vH des Bruttoinlandsprodukts langer-
fristig auf 20-25 vH sinkt und sich damit im Vergleich zu heute
auf jeden Fall mehr als halbiert (siehe Schaubild).



Schaubild: langfristige Schuldenstandsquote (in vH des
nominalen BIP; nominale Wachstumsrate: 3,25 vH)
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Diese deutliche Senkung der Schuldenstandsquote wird selbst in
dem - unrealistischen - Fall erreicht, dass die Obergrenze fur
das strukturelle Defizit des Gesamtstaats auch tatsachlich in je-
dem Jahr und in vollem Umfang ausgeschdpft wiirde. Die Gren-
ze des Europaischen Stabilitats- und Wachstumspakts in Hohe
von 60 vH wird mit der neuen Regel bereits in Klirze und mit Si-
cherheit dauerhaft deutlich unterschritten.

2. Weiterentwicklung der Verschuldungsgrenzen fiir Bund und
Lander

2.1. Die neue Schuldenregel des Bundes orientiert sich an der
EU-Vorgabe eines mittelfristig nahezu ausgeglichenen Haushalts.

2.1.1. Der Bund erhalt zuklnftig einen strukturellen Defizit-
spielraum in Héhe von 0,5 vH in Relation zum nominalen BIP. Dabei
wird die Defizitabgrenzung der EU nach Bereinigung um finanzielle
Vorgange zugrunde gelegt. Ein aufgrund der konjunkturellen Lage
zusatzlicher konjunktureller Kreditbedarf (bzw. eine Tilgung kon-



junktureller Defizite im Aufschwung) wird mit der Methode der EU-
Kommission ermittelt. Um unterjahrige strukturelle Fehlentwicklun-
gen zu speichern, aber auch um Konsolidierungserfolge aufzuzeigen,
wird ein Berichtskonto als Haushaltsgedachtnis eingefuhrt. Die Of-
fenlegung des Berichtskontos ebenso wie ein Korrekturplan werden
Bestandteil der mittelfristigen Finanzplanung.

2.1.2. Auch in Zukunft soll eine aktive Stabilisierung im Fall
drohender konjunktureller Einbriiche mdglich bleiben. Bei Wahrung
der grundsatzlichen Symmetrie der neuen Konjunkturregel sollte sie
gewisse diskretionare Handlungsoptionen enthalten. So sollte auch
weiterhin ein konjunkturpolitisches Frontloading mdéglich sein.

2.1.3 Der Bund muss dartber hinaus in allen Ausnahmesituati-
onen auch kurzfristig handlungsfahig bleiben. Die Erlaubnis einer
zusatzlichen Kreditaufnahme in Ausnahmesituationen wird inhaltlich
definiert. Bei unerwarteten oder auBergewdhnlichen Ereignissen, die
sich der Kontrolle des Staates entziehen, muss die Regierung bzw.
die Regierungsmehrheit im Parlament stets voll handlungsfahig sein
(Kanzlermehrheit). Flr alle anderen einmaligen oder dauerhaften
strukturellen Mehrausgaben bzw. Mindereinnahmen (z.B. Steuer-
senkungen 0.a.), die eine héhere Kreditaufnahme erforderlich ma-
chen, sollte die parlamentarisch notwendige Mehrheit im Bundestag
oberhalb der Kanzlermehrheit liegen.

2.2. Eine neue Schuldenregel fiir die Lander hat deren sehr un-
terschiedlicher wirtschaftlicher Leistungsfahigkeit Rechnung zu tra-
gen. Deshalb missen im Hinblick auf die strukturelle Komponente
der Neuverschuldung drei Teilbereiche unterschieden werden:

2.2.1. Die Landergesamtheit erhalt einen strukturellen Defizit-
spielraum von 0,25 vH in Relation zum nominalen BIP, der nach
Einwohnern (im Sinne der Regelungen des Landerfinanzaus-
gleichs) verteilt wird. Dabei wird ebenfalls die Defizitabgrenzung
der EU, d.h. nach Bereinigung um finanzielle Vorgange, zugrun-
degelegt.

2.2.2. Im Bereich der kommunalen Haushalte gilt die Vorgabe
grundsatzlich ausgeglichener laufender Haushalte. Eine struktu-
relle Kreditaufnahme der kommunalen Ebene ist nur bei positi-



ven Netto-Investitionen mdglich, d.h. in Hohe der Investitions-
ausgaben abzlglich Abschreibungen und VerauBerungserldsen.
Andernfalls bestiinde die Gefahr, dass es zu einem weiteren
Auseinanderdriften regionaler Entwicklungschancen kommt. Die
Hohe der Netto-Investitionen lasst sich flir jede Gemeinde un-
mittelbar anhand von Haushaltsdaten beobachten, steuern und
kontrollieren — und zwar erst recht, wenn der Grundsatz der
doppischen Haushaltsfiihrung in absehbarer Zeit flachendeckend
umgesetzt worden sein wird.

2.2.3. Eine Uber 2.2.1 und 2.2.2 hinausgehende dauerhafte
Kreditaufnahme der Lander soll unterbleiben. Prognosefehler
und andere Einmaleffekte werden auf dem Ausgleichskonto des
jeweiligen Landes verbucht und sollen bei Uberschreitung eines
Hoéchstwerts abgebaut werden. Lander, die zur Einhaltung der
neuen Regeln nicht unmittelbar in der Lage sind, flihren die
UbermaBige strukturelle Kreditaufnahme in zuvor festgelegten
Schritten bis spatestens zum Jahr 2019 auf null zuriick (Uber-
gangspfad).

2.3. Die konjunkturelle Komponente der Neuverschuldung in den
Landerhaushalten wird nach einem einfachen und transparenten
Verfahren ermittelt. Das Verfahren hat zu gewahrleisten, dass in
konjunkturell guten Zeiten vorgesorgt wird, damit der Staat in kon-
junkturellen Schwachephasen uber die erforderlichen finanziellen
Handlungsspielraume verfligt (Konjunkturausgleichskonto).

Die Neutralisierung der konjunkturellen Wirkungen auf die Lander-
haushalte kann sich auf die Steuereinnahmen beschranken, weil die
Haushalte der Lander von der konjunkturellen Entwicklung — anders
als der Bundeshaushalt - fast ausschlieBlich auf der Einnahmeseite
betroffen sind. Mit einem geeigneten Verfahren wird der Trend der
Steuereinnahmen eines jeden Landes ermittelt. Fallen die laufenden
Steuereinnahmen hdher aus, wird die Differenz einer Riicklage oder
einem Fonds zugefluhrt bzw. in einem Konjunkturausgleichskonto
gebucht; bleiben die laufenden Steuereinnahmen hinter dem Trend
zurlick, wird die Differenz aus Mitteln der Rlcklage bzw. des Fonds
und ggf. kreditfinanziert aufgestockt. Durch das Verfahren ist si-
cherzustellen, dass das Konjunkturausgleichskonto mittelfristig, d.h.
Uber den Konjunkturzyklus hinweg, automatisch ausgeglichen wird
und auf diese Weise keine neue Verschuldung entsteht.



2.4. Die Erlaubnis einer zusatzlichen Kreditaufnahme in Ausnahme-
situationen (Naturkatastrophen etc.) setzt eine einfache Mehrheit
im jeweiligen Landesparlament voraus. Die Mdglichkeit einer kredit-
finanzierten Stabilisierungspolitik der Lander wird entbehrlich. Denn
mit dem zuvor beschriebenen Konjunkturausgleichskonto steht fiir
die Haushalte der Lander ein Instrument zur Verfligung, das verste-
tigend angelegt ist.

3. Schaffung eines kooperativen Friilhwarnsystems

3.1. Bund und Lander sind in ihrer Haushaltswirtschaft autonom.
Im Falle unterschiedlicher Regelungen zur Begrenzung der Kredit-
aufnahme st6Bt die Haushaltsautonomie allerdings an Grenzen: Es
gibt eine gesamtstaatliche Verantwortung flr die Einhaltung inter-
nationaler Verpflichtungen (EU-Stabilitats- und Wachstumspakt).
Ein System der gemeinsamen Haushaltsbeobachtung stellt zudem
sicher, dass Haushaltskrisen frihzeitig erkannt und vermieden wer-
den kénnen. Zur Begrenzung der jeweiligen Verschuldung von Bund
und Landern kommt es dabei immer zunachst auf die Mobilisierung
aller Eigenanstrengungen an.

3.2. Es wird ein demokratisch - zumindest mittelbar - legitimierter
Stabilitatsrat eingerichtet, der sich aus den Finanzministerinnen und
Finanzministern von Bund und Landern sowie Vertretern der kom-
munalen Ebene mit beratender Stimme zusammensetzt. Der Stabi-
litdtsrat Uberwacht die Kompatibilitat der Haushaltsentwicklung mit
den internationalen Verpflichtungen und prift anhand regelmaBiger
Projektionen der mittelfristigen Haushaltsentwicklung, ob sich die
Gebietskdrperschaften auf dem Pfad einer nachhaltigen Haushalts-
politik befinden. Eine Voraussetzung flr eine erfolgreiche Arbeit des
Stabilitatsrates besteht vor diesem Hintergrund darin, dass fir eine
aktuelle und einheitliche Datenbasis zur Lage der 6ffentlichen
Haushalte gesorgt wird. Dies ist anfanglich vordringliche Aufgabe
des Stabilitatsrates.

3.3. Im Rahmen der regelmaBigen Beobachtung und Analyse der
strukturellen Entwicklung in den Haushalten der Gebietskérper-
schaften missen die Beratungen des Stabilitatsrats auch dazu bei-
tragen, dass Entscheidungen Uber Steuersenkungen in Zukunft nur
unter Beachtung der Situation der Haushalte finanzschwéacherer und
in ihrer disponiblen Finanzausstattung eingeschrankter Lander ge-



troffen werden. Soweit langfristig eine Absenkung der Steuerquote
erwilnscht sein sollte, kdnnen entsprechende MaBnahmen erst dann
eingeleitet werden, wenn der Bund und nach Auffassung mindes-
tens einer Landermehrheit alle Lander sicher in der Lage sind, die
Verschuldungsregel einzuhalten.

4. Einzelfallhilfen

Im Rahmen der Féderalismusreform wird politisch darliber zu entschei-
den sein, ob es als Teil der Gesamtverstandigung und in Abhangigkeit
von einer Einigung Uber die Ubrigen Elemente der Reform in Einzelfal-
len punktuell, zielgerichtet, zeitlich befristet und anreizvertraglich aus-
gestaltete Hilfen von Seiten der bundesstaatlichen Gemeinschaft geben
soll. Die Hilfen dlrfen keinesfalls zu systemischer Verfestigung flhren.

In Einzelfédllen kénnten einzelne hochverschuldete Lander im Rahmen
verbindlicher Vorgaben und nach MaBgabe allgemeiner Kriterien das
Angebot fur konkrete finanzielle Hilfen erhalten.

Hierdurch sollen sie mit in die Lage versetzt werden, durch eigene Kon-
solidierungsmaBnahmen und Tilgung von Altschulden die neue Schul-
denregel so frihzeitig wie mdglich, aber auch dauerhaft einzuhalten.

Voraussetzung flr solche Hilfen ist die Vereinbarung daruber, welche
Eigenanstrengungen die betreffende Gebietskdrperschaft zu erbringen
hat, um den Abbau der Gberhdhten Kreditaufnahme sicherzustellen. Die
Gewahrung von Hilfeleistungen setzt die Einhaltung des Sanierungs-
programms voraus. Die Gewahrung von Hilfen ist an die Zustimmung
der anderen Lander und des Bundes geknlpft. Ein Neben-
Finanzausgleich ist durch diese Ubergangsregelung nicht beabsichtigt.
Die Hilfen werden halftig durch den Bund und finanzstarkere Lander fi-
nanziert.

5. Inkrafttreten und Ubergangspfade

Es ware wunschenswert, wenn der Bund und alle Lander die neuen
Schuldenregeln gleichzeitig fur sich verbindlich machen wirden. Unter
dieser Voraussetzung sollte zu den Aufgaben des Stabilitatsrats auch
die Vereinbarung und die Uberpriifung von Ubergangspfaden fiir dieje-
nigen Gebietskdrperschaften gehéren, die die neu gefassten Verschul-
dungsregeln nicht unmittelbar einhalten kdénnen.



Anhang: Auswirkungen der neuen Schuldenregel auf die langfristi-
ge Schuldenstandsquote

Die in den Eckpunkten der AG ,Nachhaltige Finanzpolitik® vorgesehene
Weiterentwicklung der bestehenden Verschuldungsgrenzen beruht auf
drei Saulen. Zugelassen wird kinftig

(1) eine eingeschrankte strukturelle Neuverschuldung (Bund: BIP-
Anteil von hoéchstens 0,5 vH; Lander: BIP-Anteil von hdéchstens
0,25 vH; Kommunen: hdchstens Netto-Investitionen),

(2) konjunkturell bedingte Defizite, der im Aufschwung entspre-
chende Uberschiisse gegeniiberstehen miissen (unterschiedliche
Modelle bei Bund und Landern), und

(3) eine Kreditaufnahme in Ausnahmesituationen, die ggf. eine
qualifizierte Mehrheit im Parlament voraussetzt, sowie voruberge-
hende Verfehlungen des Haushaltsplans.

Betrachtet man nur die strukturelle Komponente der Neuverschuldung,
ergibt sich - abseits von konjunkturellen Krediten bzw. Uberschiissen und
von Ausnahmesituationen - eine zuldssige Defizitquote von hdchstens
0,75 vH in Relation zum nominalen BIP fir Bund und Lander. Hinzu
kommt ein Defizitspielraum der Gemeinden, der maximal den kommuna-
len Netto-Investitionen entspricht. Die kommunalen Netto-Investitionen,
die zu Beginn der 1990er Jahre vereinigungsbedingt Werte von bis zu
1 vH in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt erreichten, verrin-
gerten sich im Laufe der vergangenen 15 Jahre schrittweise auf eine Quo-
te von unter 0,1 vH (Schaubild 1). Vor allem im Zusammenhang mit stark
gestiegenen Einnahmen aus der Gewerbesteuer ist in der Gesamtbetrach-
tung mittlerweile momentan wieder ein gewisser Anstieg festzustellen.



Schaubild 1

Entwicklung der Netto-Investitionen der Gemeinden (in vH des nominalen
BIP)
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Der langfristige Zusammenhang zwischen dem Defizit in Relation zum
nominalen BIP (d = Defizitquote), dem Schuldenstand in Relation zum

nominalen BIP (b = Schuldenstandsquote) und dem nominalem BIP-
Wachstumstrend (n) lasst sich durch die Beziehung
d = n*b

darstellen. So ergibt sich beispielsweise bei einer dauerhaften Defizitquote
von 0,75 vH und einem nominalen BIP-Wachstumstrend von 3,25 vH nach
Auflésen der Gleichung ein Wert von



b=d/n=0,0075/0,0325 = 0,231
d.h. eine langfristige Schuldenstandsquote von etwas mehr als 23 vH.

Diese Aussage gilt langfristig, d.h. die Schuldenstandsquote nahert sich
allmahlich dem genannten Wert von etwa 23 vH an. Die Verringerung der
Schuldenstandsquote erfolgt dabei zunachst in groBen Schritten, so dass -
ausgehend von einer Schuldenstandsquote von voraussichtlich ungefahr
59 vH im Jahr 2010 - bis zum Jahr 2045 ein Wert von 35 vH erreicht wird.
Im Laufe der Zeit fallt die Verringerung der Schuldenstandsquote in jedem
Jahr geringer aus. Im Jahr 2070 belauft sich die Schuldenstandsquote
dann noch auf 28 vH, im Jahr 2100 auf 25 vH usw. (Schaubild 2).

Schaubild 2
Entwicklung der Schuldenstandsquote (in vH des nominalen BIP)
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Das Schaubild verdeutlicht auch, dass die genannte Beziehung zwischen
Defizitquote und langfristiger Schuldenstandsquote unabhangig von der
Hohe des Schuldenstands in der Ausgangssituation ist. Bei einem
deutlich héheren (fiktiven) Schuldenstand von 90 vH in der Ausgangssitu-
ation wurde die Schuldenstandsquote selbst bei einer strukturellen Defi-
zitquote von 0,75 vH sich ebenfalls langfristig einem Wert von rund 23 vH



annahern. Die Verringerung der Schuldenstandsquote fallt zunachst relativ
starker aus, so dass zwischen der Entwicklung der Quote in beiden Fallen
(Ausgangsschuldenstand von 59 vH und 90 vH) ein immer geringerer Un-
terschied festzustellen ist.

Natlrlich haben solche Berechnungen zunachst nicht mehr als illustrativen
Charakter. Man erkennt aber erstens, dass eine dauerhafte Verringerung
der strukturellen Defizitquote in jedem Fall erhebliche Auswirkungen auf
die Schuldenstandsquote haben wird - und auf die Schuldenstandsquote
kommt es bei der Sicherung der langfristigen Tragfahigkeit der o6ffentli-
chen Haushalte sowie bei den Auswirkungen der Staatsverschuldung auf
den Wohlstand klnftiger Generationen an. Die genannte Beziehung ver-
deutlicht zweitens den Einfluss, den der langfristige Wachstumspfad auf
die Entwicklung der Schuldenstandsquote im Zeitablauf hat. In den bishe-
rigen Beispielrechnungen wurde ein Wert von 3,25 vH flur das nominale
Produktionspotenzial, d.h. das konjunkturneutrale Wachstum des nomina-
len Bruttoinlandsprodukts unterstellt. Diese Annahme ist nicht unrealis-
tisch, wenn man von einer realen Potenzialwachstumsrate von etwas mehr
als 1,5 vH und von einem BIP-Deflator von dauerhaft ebenfalls etwas
mehr als 1,5 vH ausgeht. Gangige Schatzungen von Wirtschaftsfor-
schungsinstituten, des Sachverstandigenrates und der Deutschen Bundes-
bank ergeben ahnliche Werte, und auch die Mittelfristprojektion der Bun-
desregierung enthalt flr die Jahre bis 2012 eine nominale BIP-
Wachstumsrate von etwas mehr als 3 vH.

Sollte das nominale Wachstum in Deutschland wider Erwarten dauerhaft
geringer ausfallen, wirde sich die langfristige Schuldenstandsquote - bei
gegebener Defizitquote des Staates — erhdhen. Selbst bei einer nominalen
Wachstumsrate von dauerhaft nur 2 vH, was einem dauerhaft sehr gerin-
gen realen Wachstum entsprache, wurde die Hochstgrenze fur die Schul-
denstandsquote laut dem Europaischen Stabilitats- und Wachstumspakt
von 60 vH unter der Voraussetzung einer Defizitquote von 0,75 vH lang-
fristig noch immer deutlich unterschritten (Schaubild 3). Bei Umsetzung
des BMF-Vorschlags wurde selbst unter der Voraussetzung einer nomina-
len Wachstumsrate von dauerhaft lediglich 1,5 vH die langfristige Schul-
denstandsquote ungefahr bei der Halfte der europadischen 60 vH-Marke
liegen. Umgekehrt lieBe sich eine Schuldenstandsquote von 60 vH bei ei-
nem nominalen BIP-Wachstum von 3 vH langfristig schon durch eine
strukturelle Defizitquote von (0,03*0,6 =) 1,8 VvH erreichen.



Schaubild 3

Langfristige Schuldenstandsquote bei unterschiedlichen strukturellen Defi-
zitquoten und unterschiedlichem Wachstum des nominalen Produktionspo-
tenzials
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Fazit: Die Eckpunkte begrenzen das Defizit von Bund und Landern auf
hoéchstens 0,75 vH des Bruttoinlandsprodukts. Anders als gelegentlich un-
terstellt, ist dies keine ,,weiche"™ Vorgabe, sondern eine Grenze, die auf je-
den Fall mit einer erheblichen Verringerung der langfristigen Schul-
denstandsquote verbunden ware. Die Grenze des Europdischen Stabilitats-
und Wachstumspakts in Héhe von 60 vH wilirde unter dieser Vorausset-
zung dauerhaft mit Sicherheit deutlich unterschritten.



